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Schwarz erschienen war, domi-
nierte die Farbe Rot. Auch die
Grünen hatten Rote Karten dabei
und unterstützten damit den Ak-
tionstag «Wir sehen Rot», zu dem
Spargegner aufgerufen hatten.
Doch der Protest brachte nichts.
Die Linken und die EVP waren
bei der Schlussabstimmung zur
ersten Lesung des Steuergesetzes
in der Unterzahl. Bei der zweiten
Lesung dürfte sich das Bild kaum
ändern.

EVP wollte weniger senken
Drei Hauptaspekte prägten die
Debatte: die Gewinnsteuersen-
kung, eine Steuersenkung für na-
türliche Personen und eine Erhö-
hung der Motorfahrzeugsteuer.
Bei der Gewinnsteuer stellte
Hans Kipfer (EVP, Münsingen)
im Namen einer Minderheit der
Finanzkommission (Fiko) den
Antrag, mit der Senkung bei gros-
sen Firmen weniger weit zu
gehen. So hätte das Parlament
40 Millionen Franken weniger
sparen müssen – jenen Betrag,
den die EVP beim Sparen nicht

Geht es nach dem Willen des Gro-
sen Rates, nimmt der Kanton
Bern in drei Jahren 103 Millionen
Franken weniger Geld ein. Denn
ab dann greift die Gewinnsteuer-
senkung für grosse Firmen voll-
umfänglich. Gestern hat das Par-
lament nach einer langen Debat-
te dieser Senkung zugestimmt.

Die Mindereinnahmen sind
mit ein Grund, weshalb der Kan-
ton in diesen Tagen auch über ein
185-Millionen-Sparpaket disku-
tiert. Dagegen wehren sich Be-
troffene und die Linken. Einige –
etwa Vertreterinnen von der Flo-
ristinnenschule Oeschberg – wei-
belten gestern vor dem Rathaus
für ihre Anliegen. Und während
die SP-Fraktion am Montag in

Der zweite Tag der Finanzde-
batte im Kantonsparlament 
drehte sich vor allem um die 
Steuern. Der Grosse Rat be-
schloss, die Gewinnsteuer für 
grosse Unternehmen zu sen-
ken. Natürliche Personen hin-
gegen sollen erst später tiefere 
Steuern zahlen müssen.

SPARBAROMETER
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antragte, auch die Erhöhung der
Motorfahrzeugsteuer als Eventu-
alantrag aufzunehmen. «Nun hat
die BDP die Wahl, was sie dem
Volk vorlegen will.» Denn der Rat
darf nur eine Alternative zum Ge-
setz dem Stimmvolk vorlegen,
nicht zwei. Und die BDP, das
Zünglein an der Waage, hatte sich
im Grundsatz für beides ausge-
sprochen, wollte allerdings bei-
des nicht zum jetzigen Zeitpunkt.

Die BDP gab zwar der Motor-
fahrzeugsteuer den Vorzug. Doch
am Schluss lehnte sie beides ab
und sorgte so für die Mehrheit im
Grossen Rat. Sandra Rutschi

Steuersenkungen für natürliche
Personen fordern.

Zwei Retourkutschen
Die Linken haben angekündigt,
gegen das Steuergesetz das Refe-
rendum ergreifen zu wollen. Ad-
rian Haas wollte ihnen den Wind
aus den Segeln nehmen: Er woll-
te, dass die Steuersenkung für na-
türliche Personen als Eventual-
antrag angenommen wird. Bei
einem Referendum hätte das
Stimmvolk so ebenfalls über die-
se Steuersenkung abstimmen
können. GLP-Grossrat Köpfli
(Bern) reagierte prompt und be-

mittragen will. Ausser bei den
Linken fand die Mittepartei dafür
aber keine Unterstützung.

Einen weiteren Antrag einer
Fiko-Minderheit vertrat Natalie
Imboden (Grüne, Bern). Sie be-
antragte eine Gegenfinanzierung
der Gewinnsteuersenkung über
die Motorfahrzeugsteuer. Imbo-
den stellte dieselben Anliegen
zur Diskussion, die der Grosse
Rat 2009 in der Ecotax-Vorlage
beschlossen hatte und die von
den Stimmberechtigten verwor-
fen worden waren. «Dadurch ge-
winnt die Umwelt und die Wirt-
schaft», sagte sie. Zudem könnte
der Kanton 100 Millionen Fran-
ken mehr einnehmen. Die Mehr-
heit des Grossen Rates wollte je-
doch auch davon nichts wissen.
Primär, weil das Vorhaben an der
Urne gescheitert war.

Korrektur in zweiter Runde
Für Verwirrung sorgte ein Antrag
einer dritten Fiko-Minderheit,
vertreten durch Adrian Haas
(FDP, Bern). Er wollte die Steu-
ern für natürliche Personen um
0,5 Steuerzehntel senken. 70 Mil-
lionen Franken hätte der Kanton
dadurch weniger eingenommen.
In einer ersten Runde genehmig-
te der Grosse Rat die Steuersen-
kung zwar für alle Steuerzahler
ausser für Alleinerziehende und
Verheiratete.

Fiko-Präsident Daniel Bichsel
(SVP, Zollikofen) stellte jedoch
einen Rückkommensantrag, weil
er merkte, dass es sich um eine
Abstimmungspanne handelte.
Tatsächlich verwarf das Parla-
ment dann auch die Steuersen-
kung für natürliche Personen,
primär wegen des Arguments,
dass diese zurzeit nicht finanzier-
bar sei. Es überwies aber später
eine Motion von Franziska Schö-
ni (GLP, Bremgarten) und eine
Planungserklärung der Fiko-
Mehrheit, die längerfristig

«Nun hat die BDP 
die Wahl, was sie 
dem Volk vorlegen 
will.»

GLP-Grossrat Michael Köpfli
(Bern)

Finanzdebatten können ganz 
schön nahrhaft sein. Vor allem, 
wenn sie 21 Stunden dauern. Fi-
nanzdirektorin Beatrice Simon 
(BDP) jedoch scheint an Nahr-
haftem Gefallen zu finden: 
«Solche Erlebnisse braucht der 
Mensch zwischendurch», twit-
terte sie während der Abendses-
sion im Grossen Rat, irgendwann 
zwischen Personalabbau und 
Leistungsverträgen. Simon freu-
te sich aber nicht etwa über diese 
Sparbegehren oder die gerade be-
schlossene Steuersenkung. Viel-

mehr erinnerte sie sich an einen 
Kochanlass, bei dem sie und Phi-
lippe Berthoud sich mit Bekann-
ten austauschen konnten. «Hilfe, 
ich koche», heisst die Serie des 
«Bieler Tagblatts», in der die Fi-
nanzdirektorin mit dem Spitzen-
koch ihre Küche teilte. Zugege-
ben, das klingt nach leichterer 
Kost als «Hilfe, ich spare». Simon 
oder ihr Twitterteam setzen die 
Prioritäten deshalb wohl lieber 
bei wohlbekömmlichen Lecker-
bissen als bei schwer verdauli-
chen Finanzdebatten. sar

«Solche Erlebnisse braucht der Mensch»

Moment mal

Das Parlament senkt die Gewinnsteuer 
für grosse Firmen

Demonstranten nehmen am Dienstag beim Rathaus in Bern die Grossräte in Empfang – hier Thuns Stadtpräsident und SVP-Grossrat Raphael Lanz. Nicole Philipp

ENTLASTUNGSPAKET 2018

Nach viel Vorgeplänkel ging es 
gestern Abend doch noch ans 
Eingemachte: Der Grosse Rat 
nahm die Beratung der 155 
Sparmassnahmen auf, die der 
Regierungsrat vorgeschlagen 
hat. Sie haben ein Gesamtvolu-
men von 185 Millionen Fran-
ken ab dem Jahr 2021. Ein Teil 
der Massnahmen würde jedoch 
bereits nächstes Jahr greifen.

Die Punkte, die das Parla-
ment am ersten Tag der Spar-
debatte genehmigte und zum 
Teil stillschweigend guthiess, 
haben einen Wert von 18,5 Mil-
lionen Franken. Die ersten 
10 Prozent des Entlastungs-
pakets sind also unter Dach. 
Die Regierung brachte ausser 
einem Vorschlag alle ihre Ideen 
durch. So wollte der Grosse Rat 
die 200 000 Franken Portokos-

ten für den Versand von Wahl-
werbematerial nicht auf die 
Gemeinden überwälzen. 

Das sind die wichtigsten ge-
nehmigten Sparmassnahmen:
• Reduktion Abgeltung Listen-
spitäler: 10 Millionen Franken;
• Medizinische Innovation: 
3 Millionen Franken;
• Kürzung Beiträge Rettungs-
wesen: 1,8 Millionen Franken.

Stellenabbau gefordert
Gleichzeitig gab eine Ratsmehr-
heit der Regierung gegen deren 
Willen den Auftrag, in der 
Zentralverwaltung bereits 
nächstes Jahr 1 Prozent an Stel-
lenprozenten einzusparen. 
Für die Jahre 2019 bis 2021 lau-
tet der Sparauftrag 3 Prozent. 

Heute dürfte der Regierungs-
rat die eine oder andere Kröte 
schlucken müssen: Es ist zu 
erwarten, dass seine Sparmass-
nahmen in den Bereichen Spi-
tex, Heime und Sozialhilfe die 
Debatte nicht schadlos über-
stehen werden. phm

Die ersten 18,5 Millionen gespart

An Tag 1 der Spardebatte hat 
die Regierung ihre Sparanträge 
praktisch unverändert durch-
gebracht. Das dürfte sich heute 
ändern.

SPARDEBATTE IM GROSSEN RAT 
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